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SPRUCH 

Tradition ist nicht das Halten der Asche, sondern das Wei-

tergeben der Flamme. 

Thomas Morus; 1478 - 1535, englischer Staatsmann und humanisti-

scher Autor 

 

 Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
  

Absichtliche Angabe falscher Überstun-
denzahl rechtfertigt fristlose Kündigung 

Dem Bundesarbeitsgericht lag zur Aufzeichnung und Angabe 
von Überstunden folgender Sachverhalt zur Entscheidung vor: 
In einem Arbeitsvertrag war eine wöchentliche Arbeitszeit von 
44,5 Std. vereinbart. Geleistete Überstunden wurden vom Ar-
beitnehmer notiert und vom Arbeitgeber entsprechend vergü-
tet. Ferner erhielt der Arbeitnehmer bis zur Ernennung zum Ab-
teilungsleiter Erschwerniszuschläge. 

Durch deren Wegfall fühlte er sich ungerecht behandelt und 
glich in den Folgejahren die fehlenden Zuschläge mit dem Ein-
reichen nicht geleisteter Überstunden aus. Der Arbeitgeber be-
zahlte diese auch im guten Glauben. Eine Jahresabschlussprü-
fung deckte die ungerechtfertigten Zahlungen aufgrund nicht 
geleisteter Überstunden jedoch auf. Darauf kündigte der Ar-
beitgeber das Arbeitsverhältnis außerordentlich fristlos. 

Nach Auffassung des BAG muss der Arbeitgeber einer korrek-
ten Dokumentation der Arbeitszeit seiner Arbeitnehmer ver-
trauen können. Überträgt er den Nachweis der geleisteten Ar-
beitszeit den Arbeitnehmern selbst und füllen diese die dafür 
zur Verfügung gestellten Formulare wissentlich und vorsätzlich 
falsch aus, so stellt dies in aller Regel einen schweren Vertrau-
ensmissbrauch dar. 

 
 

  



Familienrecht/Erbrecht 
 
Vorzeitige Aufhebung der Zugewinnge-
meinschaft nach drei Jahren Trennung 
möglich 
  
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 20.3.2019 ent-
schiedenen Fall waren Eheleute im gesetzlichen Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft miteinander verheiratet. Sie trennten 
sich im Jahr 2012. Das am 26.11.2014 rechtshängig gewor-
dene Scheidungsverfahren war zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
abgeschlossen. 
 
In dem seit September 2017 rechtshängigen Verfahren hat der 
Ehemann die vorzeitige Aufhebung der Zugewinngemeinschaft 
beantragt. Dieser Antrag wurde abgelehnt, da nach Auffassung 
des zuständigen Gerichts die vorzeitige Aufhebung der Zuge-
winngemeinschaft nur bei Vorliegen eines berechtigten Interes-
ses verlangt werden kann. 
 
Die BGH-Richter entschieden allerdings, dass das Verlangen 
nach vorzeitiger Aufhebung der Zugewinngemeinschaft allein 
an die Trennung und den Ablauf einer mindestens dreijährigen 
Trennungszeit anknüpft. Weder der mit der Aufhebung der Zu-
gewinngemeinschaft verbundene Wegfall des Schutzes vor Ge-
samtvermögensgeschäften noch die gleichzeitige Anhängigkeit 
einer güterrechtlichen Folgesache im Scheidungsverbund ge-
bieten die darüber hinausgehende Darlegung eines berechtig-
ten Interesses an der vorzeitigen Aufhebung der Zugewinnge-
meinschaft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Sonstiges 
 

Mehr Schutz für Reisende bei Insolven-

zen 

  

Müssen Reiseveranstalter Insolvenz anmelden, sollen nach 

dem Willen der Bundesregierung Reisende künftig umfassend 

abgesichert sein. Diese vollumfängliche Absicherung soll aus 

drei Elementen bestehen: 

Die Kundengelder, die eventuell notwendige Rückbeförderung 

der Reisenden sowie alle weiteren Kosten, die im Zusammen-

hang mit der Insolvenz entstehen, sollen über einen Pflicht-

fonds abgesichert sein. Er finanziert sich aus den Beiträgen der 

Reiseveranstalter. 

Absicherung über eine Leistung des Reiseveranstalters (z. B. 

Versicherung oder Bankbürgschaft). 

Schäden, die der Fonds nicht abdeckt, werden aus einer (eben-

falls aus Beiträgen finanzierten) Rückdeckungsversicherung 

und/oder durch Kreditzusagen abgesichert. 

Im Insolvenzfall soll dann zunächst die jeweilige vom Reisever-

anstalter geleistete Sicherheit verwertet werden, erst danach 

kann auf das Fondskapital zurückgegriffen werden. Letzte Si-

cherheit sollen dann die Rückdeckungsversicherung und/oder 

die Kreditzusagen bieten. 

 

Nur durch Einzahlungen in den neuen Pflichtfonds sind sämtli-

che Risiken bei Insolvenz des Reiseveranstalters abgedeckt. 

Reiseveranstalter, die nicht über den Fonds abgesichert sind, 

sollen keine Pauschalreisen anbieten können. 


